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Beschlussempfehlung 

an die Stadtverordnetenversammlung 

 

 

 

Verweigerung des Sozialministeriums für einen verbesserten 

Versicherungsschutz für unverheiratete Lebenspartner von Feuerwehrleuten bei 

tödlichen Unfallereignissen 

Antrag der Fraktion FDP, Freie Wähler und Piraten 

- 101.18.1291 - 

 

Berichterstatter/-in: Stadtverordnete Tesfaiesus 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 

Die Stadt Kassel unterstützt das Anliegen des Landesfeuerwehrverbandes 

Hessen, schließt sich daher dessen Resolution an und unterstützt die folgenden 

Forderungen:  

 

1. Die Landesregierung wird aufgefordert, einen Rechtsanspruch auf eine 

Entschädigungszahlung für Lebenspartner von bei Einsätzen zu Tode 

gekommenen unverheirateten Feuerwehrleuten in angemessener Höhe zu 

schaffen.  

 

2. Die Landesregierung wird aufgefordert, eine Anpassung in Form der 

Indexierung von Zahlungen für Schwerstverletzte und für Lebenspartner von 

im Einsatz tödlich verunglückten freiwilligen Feuerwehrleuten zu schaffen. 

Auch auf diese Leistung soll ein Rechtsanspruch bestehen.  

 

3. Die Landesregierung wird aufgefordert, alle in der Mehrleistungssatzung der 

Unfallkasse beschriebenen Leistungen direkt zu übernehmen und dies 

verwaltungstechnisch sofort umzusetzen, sofern sie die 

Mehrleistungssatzung der Unfallkasse weiterhin nicht genehmigt.  

 

4. Die Landesregierung wird aufgefordert, zu erklären, aus welchen Gründen 

„Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit“ für die Begründung der Ablehnung der 

Mehrleistungssatzung der Unfallkasse herangezogen wurden. 

 

Der Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung fasst bei 

Zustimmung: CDU, AfD 

Ablehnung: SPD, B90/Grüne 

Enthaltung: Kasseler Linke 

den  



 

Beschluss der 29. Sitzung des Ausschusses für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung vom 16. Mai 2019 
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Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Der Antrag der Fraktion FDP+FW+Piraten betr. Verweigerung des 

Sozialministeriums für einen verbesserten Versicherungsschutz für unverheiratete 

Lebenspartner von Feuerwehrleuten bei tödlichen Unfallereignissen, 101.18.1291, 

wird bei Stimmengleichheit abgelehnt. 

 

 

 

 

 

Stefan Kortmann Sabine John 

Vorsitzender  Schriftführerin 




